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STADT LÜTZEN  Bebauungsplan DEH Nr. 1 Gewerbegebiet "Dürrenberger Straße" OT LÖSAU nach §  13 a BauGB

Verfahrensvermerke

Teil A: Planzeichnung Teil B: Textliche Festsetzungen

Schnittkante Schnittkante Schnittkante

Planzeichenerklärung

Schnittkante

STADT LÜTZEN

Bebauungsplan DEH Nr.1
 Gewerbegebiet "Dürrenberger Straße"
 OT  Lösau

Planersteller Boy und Partner
IB für Bauwesen GmbH
Graf-Stauffenberg-Str. 36
06618 Naumburg

Aktualitätsstand
der Planung 20.04.2026

Gemarkung Dehlitz

Flur 7

Maßstab 1 : 1000

Kartengrundlage Liegenschaftskarte 

Vervielfältigungen der Planunterlagen für gewerbliche Zwecke sind untersagt.

PRÄAMBEL

Satzung der Stadt Lützen
über den Bebauungsplan DEH Nr. 1 Gewerbegebiet "Dürrenberger Straße" OT
Lösau
Aufgrund des § 1 Abs. 3 i.V.m. § 2 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 348) und § 8 Abs. 7 des
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.Juni
2014 (GVBl. LSA S. 288), in Kraft getreten am 1. Juli 2014, zuletzt geändert durch
Artikel 2 Gesetz vom 21.04.2023 (GVBI.LSA S. 209), wird nach Beschlussfassung
durch den Gemeinderat der Stadt Lützen vom                       die Satzung über den
Bebauungsplan DEH Nr. 1 Gewerbegebiet "Dürrenberger Straße" OT Lösau,
bestehend aus
-  der Planzeichnung Teil A (Maßstab 1 : 1000 mit  den zeichnerischen Festsetzungen
und der Planzeichenerklärung
- Textlichen Festsetzungen Teil B erlassen.

Siegel Bürgermeister

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 27.11.2025
zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 2 BauGB aufgefordert worden.

Lützen, den

                         Mirko Kother
Siegel               Bürgermeister

Die Entwürfe des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B)  sowie die Begründung haben vom        bis zum          während
folgender Zeiten:
Rathaus (Bauamt), Markt 1,06686 Lützen im Foyer Bauamt

Mo     9.00 - 12.00 Uhr
Di      9.00 -  12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr
Do     9.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 15.30 Uhr
Fr      9.00 - 11.00 Uhr

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
Während dieser Zeit war der Plan ebenfalls unter www.stadt-luetzen.de/.... html einsehbar
und mit dem Landesportal Sachsen-Anhalt verlinkt
(https://www.lvermgeo.sachsen-anhalt.de/de/startseite_viewer.html)

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Bedenken und Anregungen während
der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden
können, am     Ausgabe            im Amtsblatt der Stadt Lützen  und unter
www.stadt-luetzen.de/........html
- ortsüblich bekanntgemacht  worden.

Der Gemeinderat der Stadt Lützen hat am                den Entwurf des Bebauungsplanes mit
der Begründung und dem Umweltbericht beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Lützen, den

Siegel              Bürgermeister

Die Bebauungsplansatzung bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)  wird
hiermit ausgefertigt.

Lützen, den

Siegel               Bürgermeister

Der Gemeinderat hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Bürger sowie
die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange am              geprüft. Das Ergebnis
ist mitgeteilt worden.

Lützen, den

Siegel               Bürgermeister

Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist mit Schreiben vom 27.11.2025
beteiligt worden.

Lützen, den

                         Mirko Kother
Siegel               Bürgermeister

Aufgestellt  auf Grundlage  des Aufstellungsbeschlusses des Gemeinderatesder Stadt Lützen  vom
25.11.2025 (Beschluss Nr. BV-SR-731/2025) Die ortsübliche Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses ist durch durch Abdruck im Amtsblatt am 12.12.2025 Ausgabe 12/2025
erfolgt.

Lützen, den

                         Mirko Kother
Siegel               Bürgermeister

Der Bebauungsplanes bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)   wurde am
vom  Gemeinderat als Satzung beschlossen.

In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben
können, soweit mit ihnen Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im
Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend
gemacht werden können.

Lützen, den

Siegel              Bürgermeister

Die Begründung mit Datum vom                 wurde mit Beschluss des Gemeinderates der Stadt
Lützen  vom          gebilligt.

Lützen, den

Siegel               Bürgermeister

Der vom Gemeinderat der Stadt Lützen in seiner öffentlichen  Sitzung am             als Satzung nach § 10 BauGB
beschlossene  Bebauungsplan bestehend aus der Planzeichnung Teil A, dem Text Teil B sowie  der
Begründung sowie die Stelle bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am                  im Amtsblatt
(www.stadt-luetzen.de/ .......html)
- ortsüblich bekanntgemacht worden.
Gleichzeitig erfolgte die Bekanntmachung im Internet unter www.........................html.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung und den Fristlauf der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§§ 214 und 215 Abs. 2
BauGB) und weiter auf die Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§§ 44  BauGB)
hingewiesen worden. Die Satzung ist am Tag der Bekanntmachung am                    in Kraft getreten.

Lützen, den

Siegel                    Bürgermeister
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Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Grünflächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung und das Anpflanzen
von Bäumen und Sträuchern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a, Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,
sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

Übersichtkarte 1 : 10.000
DTK 25 © GeoBasis-DEZ LVermGeo ST/ dl-de/by-2-0 (www.qovdata.de/dl-de/by-2-0)

1. Art der baulichen Nutzung gemäß § 8 (1) 1 BauGB und §§ 1; 8 BauNVO

1.1. Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauNVO i.V.m. § 1 BauNVO, eingeschränkt durch zulässige gewerbliche
Schallemissionen

1.1.1. Die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind mit Bezug auf § 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO nicht zulässig. (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke; Vergnügungsstätten)

1.1.2. In den jeweiligen Teilgebieten sind gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO i.V.m. Abs. 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB nur solche Vorhaben
(Betriebe und Anlagen) zulässig, deren Geräusche die in auf der Planzeichnung angegebenen Emissionskontingente
LEK  bzw. richtungsabhängige Zusatzkontingente LEK. zus nach DIN 45691 weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts
(22.00 bis 6.00 Uhr) überschreiten. Der Nachweis ist im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren vorzulegen. Die
Prüfung der Einhaltung  hat nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5 zu erfolgen, wobei in den Gleichungen (6) und (7)
für Immissionsorte im Richtungssektor L EKi durch LEKi + LEKi.zus zu ersetzen ist.

2.   Maß der baulichen Nutzung gemäß  § 9 (1) 1 BauGB, 16, 18 und 19 BauNVO

2.1. Die Grundflächenzahl wird gemäß Planeinschrieb mit 0,8 festgesetzt. Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl ist die
gesamte Grundstücksfläche einschließlich Grünflächen/ Flächen mit Pflanzbindung anrechenbar.

2.2. Die maximale Gebäudehöhe wird mit 10 m festgesetzt. Als Bezugspunkt dient die Geländehöhe 134 m üNHN. Die
maximale Gebäudehöhe kann durch technische Anlagen und untergeordnete Bauteile (z.B. Schornsteine, Anlagen zur
Wärmeerzeugung, Silo- und Tankanlagen, Lüftungsanlagen, Photovoltaikanlagen u.ä.) überschritten werden.

3.  Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
              gemäß § 9 (1) BauGB und §§ 22; 23 BauNVO

3.1. Es wird eine abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise ohne Längenbeschränkung festgesetzt.

3.2. Geringfügige Überschreitungen der Baugrenzen durch untergeordnet Bauteile sind ausnahmsweise zulässig, wenn
deren längsseitiges Maß 20 % der Gesamtlänge der festgesetzten Baugrenze nicht überschreitet. Das
Geringfügigkeitsmaß beträgt maximal 1,0m.

4.   Stellplätze und Nebenanlagen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 und §§ 12 und 14 BauNVO

4.1. Nicht überdachte Stellplätze gemäß § 12 BauNVO und Nebenanlagen sind auch außerhalb der Baugrenzen, jedoch
nicht innerhalb von ausgewiesenen Flächen mit Pflanzbindung bzw. Bindung zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
oder sonstigen Bepflanzungen, zulässig.

5.    Verkehrsflächen gemäß § 9 (1) 11 BauGB

5.1. Die auf der Planzeichnung dargestellte Verkehrsfläche wird als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt.

6. Flächen zum Anpflanzen; Bindung für Bepflanzung und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern gemäß § 9 (1) Abs. 25a  und 25b BauGB

6.1. Auf den Flächen mit Pflanzgebot 1 ist eine einreihige laubwerfende frei wachsende Hecke aus standortgerechten
einheimischen Pioniergehölzen mit einem Abstand der Pflanzen von 1,5 m in der Reihe anzupflanzen und dauerhaft zu
erhalten.

6.2. Auf der Fläche mit Pflanz-/ Erhaltungsgebot P2 sind die vorhandenen Bäume dauerhaft zu erhalten.
Die Fläche ist weiterhin mit einheimischen, standortgerechten, laubwerfenden Sträuchern mit einem Abstand der
Sträucher von 1,5 x 1,5 m zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

6.3. Auf den Flächen mit Erhaltungsgebot 1 (E1) ist die vorh. Vegetation dauerhaft zu erhalten.
Es sind 1-3 Reihen großkronige, heimische und standortgerechte Läubbaume in unregelmäßigen Abständen (min. 5 m
- max. 10m) zu pflanzen. Vor die Bäume in Richtung Norden sind dies 3 Reihen heimische, standortgerechte
Laubgehölze, Reihen- und Pflanzenabstand 1,5 m.

6.4. Auf den Flächen mit Erhaltungsgebot 2 (E2) ist die vorh. Vegetation dauerhaft zu erhalten.
Eine Reihe großkronige, heimische und standortgerechte Laubbäume in unregelmäßigen Abständen von  min. 5 m und
max. 10 m; sowie vorhandene, einheimische, standortgerechte, laubwerfende Sträucher.

6.5. Auf den Flächen mit Erhaltungsgebot 3 (E3) ist die vorh. Vegetation dauerhaft zu erhalten.
Eine Reihe großkronige, heimische und standortgerechte Laubbäume in unregelmäßigen Abständen von min. 5 m und
max. 10 m.

Pflanzliste

Bäume

Feldahorn - Acer campestre
Hainbuche - Carbinus betulus
Vogelkirsche - Prunus avium
Traubenkirsche - Prunus padus
Wildapfel - Malus sylvestris
Wildbirne - Pyrus pyraster

Sträucher

Eingriffiger Weißdorn - Crataegus monogyna
Hundsrose - Rosa canina
Kornelkirsche - Cornus mas
Liguster - Ligustrum vulgare
Roter Hartriegel - Cornus sanguinea
Hasel - Corylus avellana
Schlehe - Prunus spinosa
Holunder - Sambucus nigra
Wolliger Schneeball - Viburnum lantana

7. Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB

7.1. Bei erforderlichen Gehölzfällungen sind die zu fällenden und die direkt benachbarten Gehölze vor der Beseitigung
durch eine qualifizierte Person auf geschützte Tierarten, besetzte Nester, Bruthöhlen und Spaltenquartiere
abzusuchen. Eine Dokumentation der Untersuchung der Gehölze ist zu erstellen, welches Aussagen zum Auslösen
von Verbotstatbeständen gemäß der §§ 39 und 44 BNatSchG trifft und bei Betroffenheiten Vermeidungsmaßnahmen
festlegt. Potentielle Bruthöhlen und Quartiere sind bei Entfernung im Verhältnis 1:1 durch Nisthilfen/ Fledermauskästen
zu ersetzen.

8. Ver- und Entsorgung gemäß § 9 (1) 12 BauGB

8.1. Die Befestigung von Fußwegen, PKW-Stellplätzen und sonstigen untergeordneten, befestigten Flächen (z.B.
Feuerwehrzufahrten usw.), auf den Baugrundstücken ist mit einem Abflussbeiwert von 0,5 oder geringer auszuführen.

9. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

9.1. Die auf der Planzeichnung dargestellte Fläche ist mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Mitnetz Strom belastet.
Eine Überbauung der Leitung in Teilbereichen ist grundsätzlich in Abstimmung mit dem Inhaber des Leitungsrechtes
möglich.

II Hinweise

1. Naturschutz
Bei Umbau/ Sanierungs- und Abbruchmaßnahmen ist im Vorfeld sicher zu stellen, dass die §§ 19, 39 und 44, 45
BNatSchG (Artenschutz) beachtet werden. Die Prüfungen sind zu dokumentieren und der Unteren Naturschutzbehörde
vorzulegen.
Es wird auf das Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 2007, BGBl. Teil I S. 666) hingewiesen. Artenschutzrechtliche
Verstöße sind auszuschließen.
Aus artenschutzrechtlichen Gründen ist die Beseitigung von Gehölzen nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von
Vögeln im Zeitraum vom 01.10. bis zum 28.02. zulässig.

2. Denkmalschutz
Nach § 9 (3) des Denkmalschutzgesetzes für Sachsen-Anhalt sind Befunde mit den Merkmalen eines Kulturdenkmals
bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen. In diesem Zeitraum wird über das weitere
Vorgehen entschieden. Eine wissenschaftliche Untersuchung durch das LDA oder von ihm Beauftragte ist zu
ermöglichen.

3. Altlastverdacht
Laut Fachinformationssystem "Bodenschutz" erfolgte die Darstellung als Verdachtsfläche  (Altfundamente, künstliche
Auffüllungen, ggf. nutzungsbedingte Kontaminationen). Bei Antreffen von Altlasten ist die untere Bodenschutzbehörde
gemäß § 3 BodSchAG des Landes Sachsen-Anhalt umgehend und unaufgefordert zu informieren.
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15.

15.13.

15.14.

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

15.5.

Landschaftsschutzgebiet "Saale"

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung der für bauliche Nutzungen vorgesehenen Flächen, bei
deren Böden der Verdacht auf umweltgefährdende Stoffe besteht
(§ 9 Abs. 5 Nr. 3  BauGB)

L

15.12.

13.3. Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Natuschutzrechtes
(§ 9 Abs. 6 BauGB)
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